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Rechtsaußenparteien im Wandel 
Zwischen Ideologie, Professionalisierung 
und  Etablierung 

Anna-Sophie Heinze und Léonie de Jonge 

Rechtsaußenparteien und -akteure setzen die liberale Demokratie weltweit unter erheblichen Druck und 
ha ben eine breite wissenschaftliche Debatte ausgelöst. Der Beitrag von Anna-Sophie Heinze und Léonie de 
Jonge reflektiert kritisch zentrale Befunde dieser Forschung mit Schwerpunkt auf Deutschland und Europa. 
Zunächst werden konzeptionelle Entwicklungen diskutiert und begründet, warum der Sammelbegriff 
„Rechtsaußen“ die zugrunde liegenden Phänomene präziser erfasst als der häufig verwendete Populismus-
begriff. Anschließend wird gezeigt, dass sich die Ideologie dieser Parteien zunehmend ausdifferenziert hat 
und längst über das Thema Migration hinausgeht. Auch organisatorisch haben sich Rechtsaußenparteien 
professionalisiert und ihre Mobilisierungsstrategien online sowie offline deutlich erweitert. Mittlerweile ha-
ben sie sich in vielen Parteiensystemen dauerhaft etabliert – mit weitreichenden Konsequenzen für die For-
schung sowie für den Umgang von Parteien, Medien und Zivilgesellschaft mit diesen Akteuren. 

In den letzten zwei Jahrzehnten haben Rechtsaußenpar-
teien weltweit einen enormen Aufschwung erlebt (Mudde 
2019). Die Ursachen dieses Erfolgs sind komplex und viel-
schichtig. In der Forschung herrscht weitgehend Einigkeit 
darüber, dass sowohl Nachfrage- als auch Angebotsfakto-
ren eine entscheidende Rolle spielen (Arzheimer 2018). Ei-
nerseits muss ein gesellschaftlicher Nährboden vorhanden 
sein, der entsprechende politische Einstellungen begüns-
tigt, andererseits bedarf es einer überzeugenden Partei, die 
diese Nachfrage in tatsächliche Wählerstimmen umwan-
deln kann (de Jonge 2021). In Europa gelingt es Rechtsau-
ßenparteien vor allem, Wähler:innen mit ihren beiden Kern-
themen zu mobilisieren: der Ablehnung von Einwanderung 
und dem Widerstand gegen Multikulturalismus (van Hau-
waert/van Kessel 2018). Inzwischen sind die „grauen Fle-
cken“ auf der politischen Landkarte, in denen jene Parteien 
nicht mindestens parlamentarisch vertreten sind, rar ge-
worden. So konnte sich auch die Alternative für Deutsch-
land (AfD) in den Parteiensystemen auf der Landes- und 
Bundesebene etablieren und damit etwas erreichen, woran 
vergleichbare Parteien in Deutschland zuvor stets geschei-
tert waren. 

Da Rechtsaußenparteien die liberale Demokratie vielerorts 
massiv unter Druck setzen, ist auch die wissenschaftliche 
Forschung zu ihren Erfolgsbedingungen, Ideologien, Orga-
nisationsformen und Einflussmöglichkeiten entsprechend 
umfangreich (Heinze 2022). Insgesamt erhält die Parteien-
familie mehr wissenschaftliche Aufmerksamkeit als alle an-
deren zusammen, wobei der Fokus stark auf der elektoralen 
Ebene (z. B. der Erklärung von Wahlerfolgen oder der Ana-
lyse von Wahlprogrammen) sowie auf (west-)europäischen 
Fällen und Kontexten liegt (Castelli Gattinara 2020). Im Ver-
gleich dazu steckt die Forschung zu metapolitischen und 
subkulturellen Aspekten (Argentino/Amarasingam 2026) so-
wie zu internationalen Vergleichsperspektiven auf die glo-
bale extreme Rechte noch in den Anfängen (de Jonge u. a. 
2025). 

Darüber hinaus ist der öffentliche Diskurs – ungeachtet des 
umfangreichen Forschungsstands und der zunehmenden 
Wissenschaftskommunikation vieler Kolleg:innen – nach 
wie vor von einigen falschen Annahmen geprägt. Dazu ge-

hört unter anderem die Nutzung des Begriffs hard right, der 
insbesondere in englischsprachigen Medien immer häufi-
ger auftaucht, jedoch niemals wissenschaftlich diskutiert 
wurde (Bale 2025). Im deutschsprachigen Raum liegt der Fo-
kus zudem immer noch häufig auf dem Schlagwort „Popu-
lismus“, wenngleich dieser nicht den ideologischen Kern je-
ner Parteien beschreibt. Zudem wirkt er oft verharmlosend, 
indem er den Parteien demokratische Anliegen unterstellt, 
wo autoritäre und ausgrenzende Tendenzen überwiegen. 
Ähnlich irreführend ist die Einordnung dieser Parteien als 
temporäre Nischenphänomene, obwohl sie zunehmend in 
den politischen Mainstream rücken und ihre Positionen ge-
sellschaftlich normalisiert werden (Heinze/Off 2026). 

In diesem Artikel werden zentrale Erkenntnisse zu Rechts-
außenparteien und -akteuren in Deutschland und Europa 
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diskutiert. Dabei liegt der Fokus auf ihrer zunehmend aus-
differenzierten Ideologie und ihren professionalisierten Or-
ganisationsformen sowie Strategien, die auch den Umgang 
der anderen Parteien, Medien und Zivilgesellschaft er-
schweren.

Begriffe: Vom „Modewort“ des Populismus 
zum Sammelbegriff „Rechtsaußen“ 

Der Begriff des Populismus ist alles andere als neu, sondern 
wurde unter anderem bereits von Canovan (1981) und Tagg-
art (2000) diskutiert. Mittlerweile lehnen sich die meisten 
Forscher:innen an die Definition von Mudde (2004) an, 
der Populismus als „dünne Ideologie“ bezeichnet, die die 
Gesellschaft i n zwei homogene Gruppen einteilt: das „wahre 
Volk“ (the people) und die „korrupte Elite“. Dabei kann 
P opulismus sowohl linke als auch rechte Ausprägungen an-
nehmen: Während Linkspopulismus primär sozioökonomi-
sche Ungleichheit und Machtkonzentration kritisiert und 
sich gegen ökonomische Eliten richtet, fokussiert sich 
Rechtspopulismus stärker auf kulturelle und identitäre Ab-
grenzung – insbesondere gegenüber Minderheiten und Mig-
rant:innen – und macht politische Eliten für Einwanderung 
und gesellschaftlichen Verfall verantwortlich. 

In Europa finden sich populistische Positionen und Frames 
heute vor allem in den Programmen, Reden und Social-Me-
dia-Posts von rechtsaußenorientierten Parteien und Akteu-
ren (z. B. in der Mobilisierung gegen „die da oben“). Dennoch 
treffen sie nicht den ideologischen Kern. So beschrieb be-
reits Mudde (2004), dass allen voran der Nativismus der zen-
trale Bestandteil rechtsradikaler Ideologie ist. Dieser be-
schreibt die Vorstellung, dass Staaten ausschließlich von 
Mitgliedern der einheimischen Gruppe (der „Nation“) be-

wohnt sein sollten, und dass nichteinheimische Personen 
und Ideen eine Bedrohung für den homogenen Nationalstaat 
darstellen. Rechtsradikale Positionen sind damit zwar – an-
ders als rechtsextreme – nicht zwangsläufig antidemokra-
tisch. Sie richten sich jedoch gegen die liberalen Prinzipien 
der Demokratie, etwa den Minderheitenschutz oder die Ver-
fassungsstaatlichkeit. 

Vor diesem Hintergrund fungiert der Populismus häufig als 
Euphemismus. Auch Hunger und Paxton (2022) kritisieren, 
dass Populismus oft als Buzzword oder Label benutzt und 
mit anderen (Hoch-)Ideologien vermischt wird, ohne die ge-
nauen Interaktionen offenzulegen. Diese konzeptionelle Un-
schärfe kommt letztlich Rechtsaußenparteien zugute, die 
ihren Nativismus als Populismus – und somit als etwas Bo-
denständiges und nah „am Volk“ Befindliches – verkaufen 
können. Die pauschale Rede vom Populismus riskiert, die 
antidemokratischen Tendenzen vieler Rechtsaußenparteien 
zu verharmlosen, weil sie ihnen eine Art demokratische Ei-
genschaft und Legitimität zuschreibt. Zudem versuchen sol-
che Parteien den Begriff immer häufiger selbst strategisch 
aufzugreifen und positiv aufzuladen, um ihre Nähe „zum 
Volk“ zu suggerieren und sich von den etablierten Parteien 
abzugrenzen. 

In den letzten Jahren verwenden daher immer mehr Wis-
senschaftler:innen den Sammelbegriff „Rechtsaußen“ (far 
right), gelegentlich auch „extreme Rechte“. Der Begriff 
Rechtsaußen soll verdeutlichen, dass es zunehmend perso-
nelle und strategische Überschneidungen zwischen (popu-
listisch) rechtsradikalen und rechtsextremen Parteien, Be-
wegungen und Akteuren gibt (Pirro 2023). Die illiberal-de-
mokratischen bis offen antidemokratischen Positionen die-
ser Akteure sind oftmals schwerer zu fassen als die früherer 
rechtsextremer Parteien – etwa der Nationaldemokrati-

Gemeinsamer Auftritt europäischer Rechtsaußenparteien im Europawahlkampf 2019: In Mailand sind vorne unter anderem Geert Wilders, 
Matteo Salvini und Marine Le Pen zu sehen. Jörg Meuthen, zum damaligen Zeitpunkt AfD-Parteivorsitzender, steht hinter Salvini und 
Le Pen. © picture alliance/dpa/MAXPPP | Pierre Teyssot
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schen Partei Deutschlands (NPD) oder der griechischen 
Goldenen Morgenröte, die durch offene neonazistische Ideo-
logie bzw. ihre gewalttätigen Aktivitäten eindeutig antide-
mokratisch agierten.

Dennoch haben es sich Projekte wie PopuList zum Ziel ge-
setzt, verschiedene populistische, radikale sowie extreme 
Parteien im rechten sowie linken Spektrum in Europa em-
pirisch zu messen. Anhand der Daten ist klar erkennbar, 
dass Rechtsaußenparteien von 1989 bis 2022 stets die am 
stärksten verbreiteten Phänomene waren (Rooduijn u. a. 
2023), was das enorme wissenschaftliche wie auch öffent-
liche Interesse an diesen zumindest teilweise erklärt. 

Aufgefächerte Ideologie: von Immigration 
bis Insekten 

Das politische Spektrum der Rechtsaußenparteien zeichnet 
sich durch seine Heterogenität aus (Mudde 2019). Dazu ge-
hört Viktor Orbáns Fidesz ebenso wie die Freiheitliche Par-
tei Österreichs (FPÖ), die niederländische Partei für die Frei-
heit (PVV) von Geert Wilders und die AfD. Trotz nationaler 
Unterschiede teilen all diese Parteien eine ideologische 
Grundausrichtung, die sich durch Nativismus, Autoritaris-
mus und Populismus auszeichnet (Mudde 2007). Wie bereits 
skizziert, beschreibt Nativismus eine fremdenfeindliche 
Form des Nationalismus, die davon ausgeht, dass nur „ein-
heimische“ Einwohner:innen zum Nationalstaat gehören. 
Rechtsaußenparteien unterstützen demnach die Idee einer 
„Leitkultur“ und fordern eine Bevorzugung der „einheimi-
schen“ Bevölkerung, die häufig auf der Grundlage ethnischer 
Merkmale definiert wird. 

Neben Nativismus sind Rechtsaußenparteien von einem Au-
toritarismus gekennzeichnet, der auf der Vorstellung einer 
streng hierarchischen Gesellschaftsordnung basiert, in der 
Verstöße gegen „Recht und Ordnung“ hart bestraft werden 
sollen. Typischerweise vertreten rechtsaußenorientierte 
Parteien entsprechende Positionen zur Kriminalitätsbe-
kämpfung. In der Praxis übersetzt sich das häufig in Forde-
rungen nach mehr Befugnissen und mehr finanziellen Mit-
teln für Polizei und Sicherheitsbehörden. Unter dem Stich-
wort Autoritarismus lassen sich außerdem klassische 
Positionen zu Ehe und Familie fassen, die auf traditionellen 
Geschlechterrollen, hierarchischen Sozialstrukturen und ei-
ner „konventionellen“ Familienordnung (etwa dem Vater als 
Alleinverdiener oder der Mutter als Hausfrau) beruhen. 

Ein drittes ideologisches Merkmal, das insbesondere bei 
radikal r echten Parteien omnipräsent ist, ist Populismus. 
Dieser teilt die Gesellschaft in zwei gegensätzliche Grup-
pen: das „einfache Volk“ und die „korrupte Elite“ (Mudde 
2004). Politik wird dabei als unmittelbarer Ausdruck des 
 vermeintlichen Volkswillens verstanden. Theoretisch lässt 
sich damit klar zwischen (populistisch) rechtsradikalen 
 (illiberalen) und rechtsextremen (offen antidemokratischen) 
Parteien unterscheiden – in der politischen Praxis ver-
schwimmen diese Grenzen jedoch zunehmend (Pirro 2023). 

Thematisch finden Rechtsaußenparteien (zumindest in 
 Europa) ihren wichtigsten gemeinsamen Nenner in der Ab-
lehnung von Migration (vgl. hierzu auch den Beitrag von 
Maik Herold in dieser Ausgabe). Dennoch gibt es selbst hier 
eine  bemerkenswerte Variation: Während sich die Rhetorik 
der Rechtsaußenparteien in zahlreichen westeuropäischen 
Ländern primär gegen den Islam richtet, treten in Mittel- 
und Osteuropa romafeindliche Einstellungen stärker in den 
Vordergrund (Minkenberg 2017). Hinzu kommt häufig eine 

EU-Skepsis, teils bis zur offenen Ablehnung europäischer 
Institutionen. Ein bemerkenswerter Trend in diesem Poli-
tikbereich ist die Radikalisierung der etablierten Parteien. 
Insbesondere Mitte-rechts-, zunehmend aber auch Mitte-
links-Parteien übernehmen migrationskritische und EU-
skeptische Elemente radikal rechter Rhetorik, um – so die 
strategische Hoffnung – abgewanderte Wähler:innen „zu-
rückzugewinnen“. Etwa unterstützten die dänischen Sozi-
aldemokraten eine restriktive Einwanderungspolitik, die 
traditionell mit Rechtsaußen assoziiert wurde. In vielen 
Ländern versuchen vor allem Mitte-rechts-Parteien, dem 
Aufstieg radikaler und extremer Rechter entgegenzuwirken, 
indem sie deren Positionen aufgreifen oder gar weitgehend 
übernehmen. Dieser Prozess macht die Grenze zwischen 
der rechten Mitte und dem rechten Rand zunehmend 
durchlässig. 

Ein vergleichsweise neues Kernthema ist die Ablehnung 
von Genderpolitik (vgl. hierzu auch den Beitrag von Julia 
Roth in dieser Ausgabe). In nahezu allen EU-Mitgliedstaa-
ten vertreten Rechtsaußenparteien zunehmend „Anti-Gen-
der“-Positionen (Heinemann/Stern 2022). Von Schweden bis 
Griechenland und von Irland bis Bulgarien wenden sie sich 
gegen die Gleichstellung der Geschlechter, gegen Frauen-
rechte und gegen die Rechte von Transmenschen sowie Ho-
mosexuellen (Volk 2025). Dabei propagieren sie häufig tra-
ditionelle Rollenbilder von Männlichkeit und Weiblichkeit. 
Gleichzeitig kann diese Anti-Gender-Politik auch Gegenmo-
bilisierung erzeugen: So war 2023 in Polen beobachtbar, dass 
die restriktive Abtreibungspolitik der Regierungspartei PiS 
(Prawo i Sprawiedliwość, dt. Recht und Gerechtigkeit) ins-
besondere junge Wähler:innen politisierte und mitentschei-
dend für die Wahlniederlage der Partei war. 

Neben Genderfragen besetzen Rechtsaußenparteien zuneh-
mend das Feld der Klimapolitik, meist in Form von Klima-
skepsis oder -leugnung (vgl. hierzu auch den Beitrag von 
T obias Haas und Franziska Mey in dieser Ausgabe). In meh-
reren westeuropäischen Ländern ist die Leugnung des men-
schengemachten Klimawandels unter Rechtsaußenparteien 
weit verbreitet, teilweise begleitet von rhetorischem Natur-
schutz auf lokaler Ebene. Innerhalb Europas bestehen je-
doch auch hier wesentliche Unterschiede: Während das 
Thema in Mittel- und Osteuropa häufig eine geringere Rolle 
spielt – etwa orientieren sich in Ungarn einige Rechtsau-
ßenakteure am wissenschaftlichen Konsens (Huber u. a. 
2021) –, wird der Klimawandel beispielsweise in Bulgarien 
politisch kaum thematisiert. 

Die Unterschiede zwischen den Rechtsaußenparteien in Eu-
ropa erschweren ihre internationale Zusammenarbeit er-
heblich. Trotz zahlreicher Initiativen ist es ihnen bislang 
nicht gelungen, eine stabile und kohärente Fraktion im Eu-
ropäischen Parlament zu bilden (McDonnell/Werner 2019). 
Ein zentraler Streitpunkt innerhalb der europäischen extre-
men Rechten betrifft derzeit die Haltung gegenüber Russ-
land. Diese Spannungen wurden im April 2023 deutlich, als 
Abgeordnete der Partei „Die Finnen“ (Perussuomalaiset, PS) 
von der Fraktion „Identität und Demokratie“ (ID) zur „Euro-
päischen Konservativen und Reformer“ (ECR) wechselten. 
Ausschlaggebend war die klarere pro-NATO- und anti-rus-
sische Positionierung der ECR. Vor dem russischen Angriff 
auf die Ukraine hatte die PS noch eine eher russlandfreund-
liche Haltung vertreten, von der sie sich jedoch mit Beginn 
des Krieges distanzierte. 

Die Spaltung der Rechtsaußenparteien in ihrer Haltung zu 
Russland reicht über das Europäische Parlament hinaus. 
Auch in mehreren EU-Mitgliedstaaten zeigen sich inner- 
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und interparteiliche Uneinigkeiten innerhalb dieser poli-
tischen Familie. In den Niederlanden etwa betrachtet die 
PVV Russland zwar als Aggressor, zögert jedoch, militäri-
sche und finanzielle Unterstützung für die Ukraine zu 
leis ten. Dagegen stellt Forum voor Democratie (FvD) die 
Mitglieds chaft in der NATO offen infrage und fordert die 
A ufhebung der Sanktionen gegenüber Russland. Diese di-
vergierenden Positionen verdeutlichen, dass der Umgang 
mit Russland und geopolitische Fragen insgesamt zu den 
zentralen Bruchlinien innerhalb des europäischen Rechts-
außenlagers zählen. 

Die moderne Rechtsaußenpolitik zeichnet sich demnach 
durch eine erhebliche ideologische und thematische Hete-
rogenität aus. Rechtsaußenparteien sind längst keine Ein-
Themen-Parteien mehr. Zwar standen in ihren Anfangsjah-
ren insbesondere Migration, innere Sicherheit und Euro-
skepsis im Vordergrund – und diese Themen bleiben 
zentrale Bestandteile ihrer Programme. Jedoch hat sich das 
inhaltliche Spektrum deutlich erweitert. Neuere Schwer-
punkte umfassen unter anderem Genderfragen, Klimapoli-
tik, Bildung, Energie, Landwirtschaft und auch Verschwö-
rungstheorien rund um Gesundheit oder Ernährung – etwa 
zur Rolle von Insekten in Lebensmitteln (de Jonge 2024). 
Dieses breite Themenspektrum zeigt: Rechtsaußenparteien 
reagieren flexibel auf gesellschaftliche Diskurse und inter-
pretieren aktuelle Entwicklungen durch ihre ideologische 
Brille. Gerade diese Fähigkeit zur inhaltlichen Ausweitung 
und Umdeutung macht sie zu anpassungsfähigen und da-
mit langfristig wirksamen Akteuren im politischen System. 

Organisatorische Professionalisierung und 
Bewegungsorientierung 

Auch organisatorisch haben sich Rechtsaußenparteien über 
die letzten Jahrzehnte hinweg immer weiter ausdifferen-

ziert und professionalisiert, selbst wenn sie organisatorisch 
sehr unterschiedliche Ursprünge haben. So waren einige 
Parteien – etwa der frühere Front National oder die ehe-
malige Lega Nord – Neugründungen bzw. Abspaltungen 
von Rechtsaußenparteien, während sich andere – beispiels-
weise die FPÖ oder die Schweizerische Volkspartei (SVP) – 
von eher „konventionellen“ Parteien zu rechtsradikalen Par-
teien entwickelten (Heinisch/Mazzoleni 2016). Dies beein-
flusste nicht nur ihr Image, sondern auch die Frage, wie gut 
strukturiert die Parteien in Wahlkämpfe starten konnten. 
Zudem gehörte ein „charismatischer“ Führer (z. B. Jean- 
Marie Le Pen oder Jörg Haider) lange Zeit zum organisa-
torischen „Standardmodell“ stark zentralisierter Rechts-
außenparteien (Betz 1998). Neuere Parteien, wie die AfD, 
weich en jedoch deutlich von diesem ab (Heinze/Weiss-
kircher 2021). 

Mit der Zeit haben sich die verschiedenen Parteien immer 
stärker institutionalisiert und sich zu Massenparteien mit 
großen Mitgliedschaften, starken lokalen Verankerungen 
und „kollektiven Identitäten“ entwickelt (van Kessel/Alber-
tazzi 2021: 365). Dies trifft zwar nicht auf alle Parteien zu – 
ein klassisches Gegenbeispiel ist die niederländische PVV 
mit nur einem Mitglied (Geert Wilders), was die Bedeutung 
politisch-institutioneller Kontextbedingungen betont.1 So 
wäre eine Partei wie die PVV mit dem deutschen Parteien-
gesetz unvereinbar. 

Selbst innerhalb eines Landes können Rechtsaußenparteien 
eine hohe organisatorische Vielfalt aufweisen. So hat die 
niederländische Partei FvD institutionell von früheren 
Rechtsaußenparteien gelernt und unter anderem eine große 
Mitgliedschaft aufgebaut, um finanzielle Beschränkungen 
zu vermeiden (de Jonge/Voerman 2025). Zudem hat die Par-
tei eine aktive Jugendorganisation aufgebaut und somit 
schon früh daran gearbeitet, junge Wähler:innen fest an sich 
zu binden (de Jonge 2021). Die Vorteile einer starken Ju-
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gendorganisation – die unter anderem zukünftiges Perso-
nal für ihre Partei rekrutieren und als Sprachrohr jugend-
spezifischer Themen agieren kann – hat auch die AfD früh 
verstanden und die Junge Alternative (JA) etwa zwei Jahre 
nach ihrer Gründung als ihre offizielle Jugendorganisation 
anerkannt (Heinze 2025). Auch wenn sich die JA im März 
2025 aus strategischen Gründen aufgelöst hat, bleibt das 
Verhältnis zwischen ihren zentralen Aktivist:innen und der 
Partei eng. Von der neuen Jugendorganisation der AfD ist 
zu erwarten, dass sie organisatorisch enger an die Partei ge-
bunden sein, aber ihre inhaltlichen Positionen kaum mäßi-
gen wird. 

Neben ihrer formalen Organisation professionalisieren 
Rechtsaußenparteien auch ihre Mobilisierungsstrategien 
immer mehr. Dazu gehört ihre gezielte Zusammenarbeit mit 
sozialen Bewegungen und Protestakteuren. Da nichtelekto-
rale Aktivitäten für Rechtsaußenorganisationen – auch im 
Hinblick auf den von ihnen anvisierten umfassenden ge-
sellschaftlichen und politischen Wandel – eine immer wich-
tigere Rolle spielen, werden diese kollektiven Akteure teil-
weise auch als „Bewegungsparteien“ bezeichnet (Castelli 
Gattinara/Pirro 2024). In diesem Kontext mobilisieren 
Rechtsaußenparteien auch zunehmend online und bauen 
ihre eigenen „alternativen“ Medien auf, etwa PI-News (Poli-
tically Incorrect News) in Deutschland. Diese helfen ihnen, 
ihre eigenen Narrative – unabhängig von den etablierten 
Medien – zu streuen, (Online-)Kampagnen, Petitionen so-
wie Straßenproteste zu unterstützen und eine loyale Unter-
stützerschaft aufzubauen (Rone 2022). 

Schließlich unterscheiden sich viele heutige Rechtsaußen-
akteure auch in ihrer Selbstdarstellung deutlich von ihren 
Vorgänger:innen. Während manche Rechtsaußenparteien 
auf bewusste Radikalisierung setzen, um die Grenzen des 

Sagbaren aktiv zu verschieben – etwa die AfD im Themen-
feld Migration –, bemühen sich andere um ein moderateres, 
gesellschaftlich anschlussfähigeres Image. Indem sie sich 
verstärkt als „bürgerliche“ Kräfte inszenieren und sich – zu-
mindest strategisch – von offen rechtsextremen Positionen 
abgrenzen, verfolgen sie das Ziel, ihre politische Akzeptanz 
zu erhöhen. Eine solche Entdämonisierungsstrategie (dé-
diabolisation) war beispielweise in der Abgrenzung Marine 
Le Pens von ihrem Vater (dem Gründer der Partei) beobacht-
bar oder in der Abkehr der Schwedendemokraten von frü-
herer neofaschistischer Symbolik sowie der Durchführung 
diverser Parteiausschlussverfahren. Ähnliches ließ sich 
auch in den Niederlanden im Vorfeld der Wahlen 2023 be-
obachten, als sich Geert Wilders betont gemäßigt präsen-
tierte und ankündigte, seine islamkritischen Positionen „in 
den Kühlschrank“ zu legen – was ihm den Spitznamen „Ge-
ert Milders“ einbrachte. Strategisch zielte dieses Auftreten 
darauf ab, Regierungsfähigkeit zu demonstrieren und brei-
tere Wählerschichten anzusprechen. Gleichzeitig vertreten 
diese Parteien weiterhin Rechtsaußenpositionen, die durch 
eine diskursive Verschiebung zunehmend in den öffentli-
chen Mainstream gelangen sollen. Ob diese Strategien auf-
gehen, hängt maßgeblich vom Verhalten der anderen Par-
teien, der Medien und der Zivilgesellschaft ab. 

Ausblick: Here to stay 

Rechtsaußenparteien in Europa befinden sich längst nicht 
mehr im Aufstieg – sie sind angekommen. Als fester Be-
standteil vieler nationaler Parteiensysteme, teils sogar in 
Regierungsverantwortung, prägen sie politische Debatten, 
setzen Themen und verschieben kontinuierlich die Gren-
zen des Sagbaren. Ihre Etablierung markiert eine neue 
Phase, die Cas Mudde (2019) als „vierte Welle“ der extremen 

Tino Chrupalla (AfD) gibt vor einer Bundestagssitzung ein Statement ab, das zeitgleich in verschiedene Social-Media-Kanäle ausgespielt 
wird. Rechtsaußenparteien setzen zunehmend auf digitale Mobilisierung und bauen eigene „alternative“ Medienangebote auf, um ihre Nar-
rative unabhängig von etablierten Medien zu verbreiten. © picture alliance / dts-Agentur
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Rechten beschreibt: weniger Protestbewegung, mehr stra-
tegisch agierende Machtakteure.

Diese Entwicklung fordert auch die Forschung zu einem pa-
radigmatischen Umdenken heraus. Während die erste Welle 
wissenschaftlicher Auseinandersetzung die historischen 
Kontinuitäten faschistischer Bewegungen untersuchte, die 
zweite die sozioökonomischen Ursachen (populistisch) ra-
dikal rechter Parteien in den Blick nahm und die dritte den 
Fokus auf Parteistrategien, Organisationen und Effekte rich-
tete, deutet sich nun eine vierte Phase an. Diese begreift (po-
pulistische) Rechtsaußenparteien nicht mehr primär als He-
rausforderer, sondern als institutionalisierte, funktional 
gleichwertige Akteure innerhalb des Parteiensystems. 

Klar ist: Die extreme Rechte ist gekommen, um zu bleiben – 
und sie verändert die Spielregeln der Demokratie nachhal-
tig. Damit stellt sich nicht mehr nur die Frage nach dem 
„Ob“, sondern nach dem „Wie“ des gesellschaftlichen Um-
gangs mit ihr. Die Verantwortung dafür liegt nicht allein bei 
den etablierten Parteien, sondern ebenso bei Medien, Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft. Der Umgang mit Rechtsau-
ßenparteien und -bewegungen ist eine gesamtgesellschaft-
liche Herausforderung, bei der klare inhaltliche Abgrenzung, 
demokratische Gegenmobilisierung und eine offensive Aus-
einandersetzung mit den Ursachen ihrer Popularität unab-
dingbar sind. 
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ANMERKUNGEN 
1  Die PVV von Geert Wilders ist eine „mitgliedslose Partei“ und stellt da-

mit einen organisatorischen Sonderfall dar. Im Gegensatz zu ihrer zer-
strittenen Vorgänger-Rechtsaußenpartei, der Lijst Pim Fortuyn (LPF), 
sichert sich die PVV durch ihre besondere Organisationsstruktur eine 
praktisch unanfechtbare Führungsposition von Geert Wilders. Er wählt 
die Kandidat:innen für die Parlamentsfraktion persönlich aus und be-
reitet sie gezielt auf ihre Aufgaben vor, was seine Kontrolle über die Par-
tei festigt (de Jonge/Voerman 2025). 
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